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Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet: 


1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß eine sinnvolle 
Konzeption für mindestens einen Tiefwasserhafen im nord- 
deutschen Küstengebiet ohne eine Leitplanung für die Indu- 
strialisierung des Küstenraumes nicht möglich ist? 


Die Konzeption für Tiefwasserhäfen muß nach Auffassung der 
Bundesregierung in erster Linie den natürlichen Gegeben- 
heiten des Meeresbodens und der Meeresküste Rechnung tra- 
gen. Die Erfahrung der letzten Jahre zeigt auch, daß die bereits 
vorhandenen Häfen und Wasserstraßen ausreichende und noch 
verbesserungsfähige Wassertiefen für die Ansiedlung zahl- 
reicher Industriezweige aufweisen. Eine Leitplanung für die 
Industrialisierung des Küstenraumes erscheint der Bundes- 
regierung daher als Voraussetzung für ein sinnvolles Konzept 
für Tiefwasserhäfen an der deutschen Nordseeküste nicht er- 
forderlich. Wenn eine Entscheidung über die Anlage solcher 
Häfen getroffen ist, kann sie von Nutzen sein. 

2. Kann die z. Z. tagende Kommission für Tiefwasserhäfen bei 
ihrer Tätigkeit eine derartige Leitplanung zugrunde legen? 

Aus den angeführten Gründen kann die Tiefwasserhäfen-Kom- 
mission lediglich die Auswirkungen in Betracht ziehen, die die 
Verwirklichung der zur Zeit bekannten Industrieansiedlungs- 
pläne auf die Wirtschaftlichkeit von Tiefwasserhäfen haben 
würde. 
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3. Ist die Bundesregierung bereit, die Finanzierung von Tief- 
wasserhäfen als Gemeinschaftsaufgabe im Sinne der regionalen 
Wirtschaftsförderung zu behandeln? 

Nach Artikel 91 a GG - der grundgesetzlichen Vorschrift über 
Gemeinschaftsaufgaben - wirkt der Bund bei der Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur mit, wenn diese Aufgabe 
für die Gesamtheit bedeutsam und die Mitwirkung des Bundes 
zur Verbesserung der Lebensverhältnisse erforderlich ist. 
Nach der Aufgabenteilung des Grundgesetzes obliegt den 
Ländern die Sorge für die Errichtung und Verwaltung von 
Häfen, dem Bund dagegen die Einrichtung und Unterhaltung 
der see- und binnenwärtigen Zu- und Ablaufwege. 

Diese Aufgabenteilung hat sich bewährt. Für darüber hinaus- 
gehende Beiträge sieht die Bundesregierung unter den gegebe- 
nen Umständen keinen Anlaß. 



